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forderungen, die sich aus den Beschlüssen des VIII. und 
IX. Parteitages der SED ergeben. Es geht insbesondere 
um die Forderungen nach verständlicher und einfacher 
Ausgestaltung der Rechtsvorschriften, nach einer klaren 
Sprache, nach Überwindung der auf einigen Gebieten 
noch bestehenden Zersplitterung des sozialistischen 
Rechts, nach seiner Überschaubarkeit sowie nach der 
Schaffung komplexer, bestimmte gesellschaftliche Pro­
bleme zusammenhängend regelnder Gesetze und ande­
rer Rechtsvorschriften.20

Nach diesen Kriterien sind die Rechtsvorschriften 
aller Gebiete einschätzbar. Mit ihrer Hilfe können, wie 
praktische Erfahrungen aus den letzten Jahren beweisen, 
Rückschlüsse auf die Wirksamkeit von Rechtsvorschriften 
gezogen werden. Beispielsweise führten im Zusammen­
hang mit neuen objektiven Erfordernissen des Umwelt­
schutzes Ende der 60er Jahre herangereifte Fragen zur 
systematischen Prüfung, ob die damals geltenden Rechts­
vorschriften den gewachsenen Anforderungen noch ent­
sprechen und welche neuen Regelungserfordernisse ent­
standen sind. Im Ergebnis dieser Arbeit wurde damals 
der Auftrag zur Vorbereitung des Landeskulturgesetzes 
ausgelöst. In der analytischen Arbeit zur Vorbereitung 
neuer Gesetze und Rechtsvorschriften wurde auch die 
Frage berücksichtigt, ob die geltenden Regelungen den 
Anforderungen an ihre Ausgestaltung und Form entspre­
chen, ob sich aus ihrer Form Konsequenzen für ihre Wirk­
samkeit ergeben und welche Schlußfolgerungen daraus für 
neue Regelungen abzuleiten sind. Nicht immer lag dabei 
eine so klare Antwort auf diese Fragen auf der Hand wie 
bei der Vorbereitung des ZGB. Vor allem war es oft 
schwierig, zu analysieren, ob es in geltenden Regelungen 
Überschneidungen oder sogar Widersprüche gibt und ob 
dadurch ihre Wirksamkeit beeinträchtigt wird. Ein in der 
Praxis erprobtes technisch-organisatorisches Hilfsmittel 
dazu sind zusammengefaßte vergleichende Übersichten 
(Synopsen) geworden. Die jeweils den gleichen Gegenstand 
betreffenden Abschnitte der geltenden Rechtsvorschriften 
(ggf. auch der Entwürfe für neue Regelungen sowie der 
Bestimmungen aus der UdSSR und anderer sozialistischer 
Staaten) werden dabei systematisch erfaßt und nebenein­
ander auf geschrieben, um einen direkten Vergleich zu er­
leichtern.

•

Insgesamt gibt es also auf dem Gebiet der Analyse der 
Wirksamkeit der Rechtsvorschriften bereits eine Reihe 
auswertbarer Erfahrungen. Eines der Probleme der bishe­
rigen Arbeit besteht jedoch darin, daß weder bei der Be­
stimmung der Aufgaben und Ziele der einzelnen Analy­
sen noch bei der analytischen Arbeit selbst, bei der Wahl 
und Nutzung ihrer verschiedenen Mittel und Methoden, die 
in anderen Bereichen bereits vorliegenden praktischen Er­
fahrungen systematisch genutzt werden konnten. Ein wei­
terer Schritt zur umfassenden Verwirklichung des Auftra­
ges, die Wirksamkeit des sozialistischen Rechts ständig zu 
analysieren, könnte damit getan werden, diese Erfahrun­
gen zusammenzutragen, selbst zu analysieren und die be­
sten Formen und Methoden der analytischen Tätigkeit zu 
verallgemeinern.

Damit allein sind m. E. jedoch nicht generelle Lösungen 
erreichbar. Letztere erfordern eine planmäßige wissen­
schaftliche Durchdringung der Gesamtproblematik und 
die Erarbeitung einer vom jeweiligen Erkenntnisstand 
ausgehenden, den praktischen Bedürfnissen und Möglich­
keiten entsprechenden Zielstellung und Methodik der Ana­
lyse der Wirksamkeit des sozialistischen Rechts.

Die „Neue Justiz“ begrüßt die Initiative von Christoph, 
mit dem vorstehenden Beitrag eine weitere Grundlage zu 
schaffen, die Diskussion zu Fragen der Wirksamkeit des. 
sozialistischen Rechts neu zu beleben und einigen gesi­
cherten Erkenntnissen zuzuführen. Wir räumen in den 
nachfolgenden Ausgaben unseren Lesern aus Praxis und 
Wissenschaft an gleicher Stelle Platz ein, sich zu den auf­

geworfenen Fragen zu äußern und vor allem eigene Er­
fahrungen sowie Erkenntnisse zu diesem Themenkomplex 
anzubieten.
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